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Gerichtsbescheid 

In dem Rechtsstreit 

Herr  

Prozessbevollmächtigte: 

DGB Rechtsschutz GmbH Büro Bremen, 

Bahnhofsplatz 22-28, 28195 Bremen - 01612-18/ms/ms -

g e g e n

- Kläger-

- Beklagter -

hat die 18. Kammer des Sozialgerichts Bremen am 3. Januar 2023 durch ihren Vorsitzen­

den, Richter am Sozialgericht ..., für Recht erkannt: 

Der Beklagte wird verurteilt, dem Kläger unter Abänderung des Be­
scheides vom 31.10.2017 in. Gestalt des Widerspruchsbescheids 
vom 20.7.2018 um insgesamt 1.510,00 EUR höhere Leistungen nach 
dem Sozialgesetzbuch zweites Buch (SGB II) im Zeitraum Okto­
ber 2017 bis Januar 2018 zu gewähren. 

Im Übrigen wird die Klage abgewiesen. 

Der Beklagte hat die notwendigen außergerichtlichen Kosten des 
Klägers zu 80 v. H. zu erstatten. 
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Entscheid u ngsg rü nde 

Das Gericht konnte nach Anhörung der Beteiligten über die vorliegende Klage gemäß§ 105 

Abs. 1 SGG durch Gerichtsbescheid ohne mündliche Verhandlung entscheiden, da die An­

gelegenheit keine besonderen Schwierigkeiten in rechtlicher oder tatsächlicher Hinsicht 

aufweist und der Sachverhalt geklärt ist. 

Die Klage ist zulässig und überwiegend begründet. Der Bescheid vom 31.10.2017 in Gestalt 

des Widerspruchsbescheids vom 20.7.2018 ist teilweise rechtswidrig und verletzt den Klä­

ger in seinen Rechten. Der Kläger hat einen Anspruch auf um insgesamt 1.510,00 EUR 

höhere Leistungen nach dem SGB II im Zeitraum Oktober 2017 bis Januar 2018. 

Streitgegenstand ist der Bescheid vom 31.10.2017 in Gestalt des Widerspruchsbescheids· 

vom 20.7.2018 im Sinne einer nach§ 41a Abs. 5 S. 1 SGB II abschließenden Entschei­

dung. Denn die Fiktion nach§ 41a Abs. 5 S. 1 SGB II tritt auch dann ein, wenn die vorläu­

fige Bewilligung mit Widerspruch oder Klage angegriffen ist. Die fingierte abschließende 

Entscheidung wird in solchen Fällen nach den§ 96 SGG Gegenstand des laufenden Kla­

geverfahrens (vgl. hierzu Kemper in Eicher / Luik / Harich, SGB 11, 5. Aufl. 2021, § 41 a 

Rn. 63). 

Der Beklagte hat hier im Zeitraum Oktober 2017 bis Januar 2018 zu Unrecht ein sonstiges 

Einkommen in Höhe von 400,00 EUR monatlich angerechnet. 

Nach § 11 Abs. 1 S. 1 SGB II sind Einnahmen in Geld abzüglich der nach § 11b SGB 11 

abzusetzenden Beträge mit Ausnahme der in § 11 a SGB II genannten Einnahmen als Ein­

kommen zu berücksichtigen sind. Einnahmen sind grundsätzlich für den Monat zu berück­

sichtigen; in dem sie zufließen, vgl. § 11 Abs. 2 S. 1, Abs. 3 S. 1 SGB II. 

Nach ständiger Rechtsprechung des Bundessozialgerichts kann bedarfsmindernd nur tat„ 

sächlich zufließendes Einkommen Berücksichtigung finden. Nur eine tatsächlich zugeflos­

sene Einnahme ist als "bereites Mittel" geeignet, den konkreten Bedarf im jeweiligen Monat 

zu decken; die Anrechnung einer fiktiven Einnahme zur Bedarfsminderung ist nach dem 

System des SGB II dagegen ausgeschlossen (vgl. bspw. Bundessozialgericht, Urteil vom 

29.11.2012, Az .. B 14 AS 161/11 R m. w. N.). 

Hier hat der Beklagte im Zeitraum Oktober 2017 bis Januar 2018 nicht auf die Anrechnung 

tatsächlich zufließender Mittel in diesem Sinne, sondern auf fiktive Einnahmen, abgestellt. 

So hat der Beklagte ausweislich der Stellungnahme des Fachteams vom 14.12.2017 trotz 

- schon seinen eigenen Ausführungen nach - in teilweise völlig anderer Höhe zufließender

Mittel (v�I. dazu auch den Schriftsatz des Beklagten vom 30.3.2022) bewusst bis zum Ende

des Bewilligungszeitraums einen Einkommenszufluss in Höhe von 400,00 EUR monatlich
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unterstellt. Dies hat der Beklagte auch nicht mit einer abweichenden endgültigen Bewilli­

gungsentscheidung korrigiert. 

Lediglich im September 2017 hat der Beklagte ein tatsächlich zugeflossenes Einkommer:i 

in Höhe von 400,00 EUR berücksichtigt. Diese Einzahlung war auch als Einkommen im 

Sinne des§ 11 Abs. 1 S. 1 SGB II zu berücksichtigen. Es ist nicht nachgewiesen, dass es 

sich bei dieser Zahlung um ein Darlehen handelte. 

Ein Darlehen, das an den Darlehensgeber zurückzuzahlen ist, stellt als nur vorübergehend 

zur Verfügung gestellte Leistung kein Einkommen dar, auch wenn es als "bereites Mittel" 

zunächst zur Deckung des Lebensunterhalts verwandt werden könnte. Voraussetzung ist 

insoweit, dass ein zivilrechtlich wirksamer Darlehensvertrag nach § 488 Bürgerliches Ge­

setzbuch (BGB) abgeschlossen worden ist. Insoweit sind auch bei Darlehen unter Freun­

den strenge Anforderungen an den Nachweis des Abschlusses und der Ernstlichkeit eines 

Darlehensvertrags zu stellen. Erforderlich ist, dass sich die Darlehensgewährung auch an­

hand der tatsächlichen Durchführung klar und eindeutig von einer verschleierten Schen­

kung oder einer ve'.deckten, auch freiwilligen Unterhaltsgewährung abgrenzen lässt Die 

Wahrung von im Geschäftsverkehr üblichen Modalitäten kann als ein Indiz dafür gewertet 

werden, dass ein Darlehensvertrag tatsächlich geschlossen worden ist. Demgegenüber 

spricht es gegen die Glaubhaftigkeit einer solchen Behauptung, wenn der Inhalt der Abrede 

(insbesondere die Darlehenshöhe sowie die Rückzahlungsmodalitäten) und der Zeitpunkt 

des Vertragsschlusses nicht substantiiert dargelegt werden oder ein plausibler Grund für 

den Abschluss des Darlehensvertrages nicht genannt werden kann. Es ist jedoch nicht er­

forderlich, dass die Durchführung des Vereinbarten in jedem Punkt dem zwischen Fremden 

Üblichen zu entsprechen hat (vgl. BSG, Urteil vom 17. Juni 2010, Az. B 14 AS 46/09 R; 

Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen, Urteil vom 9.3.2022, Az. L 13 AS 336/21 m. 

w. N.).

Diesen Maßstäben· gemäß lässt sich hier nicht feststellen, dass im Hinblick auf die im Sep­

tember 2017 eingezahlten 400,00 EUR ein Darlehensvertrag vorliegt. So hat der Kläger 

mit Schreiben vom 9.1-1.2017 lediglich mitgeteilt, er habe die 400,00 EUR an Frau E. 

überwiesen, ohne näher auf die Herkunft der Mittel einzugehen. Auch angesichts des 

Schreibens der O. vom 8.3.2019 kann nicht von einem Darlehens­vertrag ausgegangen 

werden. Dem Schreiben lässt sich schon keinerlei Bezug zu einer Zahlung im Monat 

September 2017 in Höhe von 400,00 EUR entnehmen. 

Der Monat August 2017, in dem der Beklagte ein - seiner Auffassung nach tatsächlich 

zugeflossenes - sonstiges Einkommen in Höhe von 690,00 EUR zugrunde gelegt hat, ist 

ausweislich des Schriftsatzes der Bevollmächtigten des Klägers vom 2.3.2021 nicht streit­

gegenständlich. 










